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Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit den Einkommenswirkungen, 
die die Umsetzung des vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt auf die Bezieher von Arbeitslosenhilfe hatte. Datengrundlage 
ist die Querschnittsbefragung „Lebenssituation und soziale Sicherung 
2005“, die vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung durchge-
führt wurde. Anhand dieser Daten kann festgestellt werden, dass nach 
dem Systemwechsel ca. 15 % aller Arbeitslosenhilfebezieher keinen An-
spruch auf weitere Leistungen hatten. Bei 11 % lässt sich dies mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auf den Wechsel des Leistungssystems zurückführen. 
Anschließend wird die Zusammensetzung dieser Gruppe und die Wahr-
scheinlichkeit aus dem Leistungsbezug auszuscheiden anhand einer Logit-
Schätzung untersucht. 
Die Befragungsdaten ermöglichen zusätzlich eine Gegenüberstellung der 
Haushaltseinkommenssituation: November 2005 zu Dezember 2004. Wäh-
rend sich die durchschnittlichen Haushaltseinkommen zwischen diesen 
beiden Zeitpunkten nur geringfügig ändern, zeigen differenziertere Aus-
wertungen nach dem Verbleib in Bedürftigkeit und dem Erwerbsstatus des 
Arbeitslosenhilfeempfängers eine unterschiedliche Entwicklung. Erwar-
tungsgemäß tritt eine positive Einkommensentwicklung bei den Haushal-
ten auf, in denen der ehemalige Arbeitslosenhilfeempfänger eine Beschäf-
tigung aufgenommen hat und der Haushalt nun keine Leistungen mehr 
bezieht. Es zeigt sich aber auch, dass Erwerbstätigkeit nicht zwingend zu 
einem Ausscheiden aus dem Leistungsbezug führt. So kann nachgewiesen 
werden, dass 28 % aller teilzeit- bzw. vollzeiterwerbstätigen ehemaligen 
Arbeitslosenhilfeempfängern in Haushalten mit Leistungsbezug verbleiben. 
JEL-Klassifikationen: H35, I31, I32, I38 
 




Die Umsetzung der vier Gesetze für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt („Hartz-Gesetze“) ging einher mit dem Aufbau einer umfang-
reichen Begleitforschung. Mit der relativ breit angelegten und gesetzlich 
festgeschriebenen Wirkungsforschung zur Grundsicherung für Arbeitsu-
chende werden die Wirkungen der mit dem Hartz-IV-Gesetz umgesetzten, 
weitreichenden Reform des Sozialsystems untersucht. Um dem kurzfristi-
gen Forschungsbedarf zu entsprechen, wurde vom Institut für Arbeit-
markt- und Berufsforschung die Querschnittsbefragung „Lebenssituation 
und soziale Sicherung 2005“ im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales durchgeführt. Die Befragung hatte die zeitnahe und reprä-
sentative Untersuchung des Übergangs vom alten zum neuen System zum 
Ziel.  
Ein Aspekt des kurzfristigen Forschungsbedarfs ist die Untersuchung der 
direkten Einkommenswirkungen auf die Bezieher von Arbeitslosenhilfe. 
Dazu zählt auch die Frage, wie viele bisherige Leistungsbezieher aufgrund 
der verschärften leistungsrechtlichen Bestimmungen aus dem Leistungs-
bezug ausgeschieden sind. Während bei den ehemaligen erwerbsfähigen 
Sozialhilfeempfängern von geringeren finanziellen Auswirkungen ausge-
gangen werden kann, deuten bisher existierende, auf Simulationen beru-
hende Studien auf eine finanzielle Schlechterstellung von ehemaligen Ar-
beitslosenhilfeempfängern hin, die bis zum Verlust des Leistungsanspru-
ches reicht. 
Dieser Beitrag blickt noch einmal zurück auf den Übergang von Arbeitslo-
senhilfebeziehern in das SGB II. Die Frage nach den direkten finanziellen 
Folgen der Hartz-IV-Reform für Arbeitslosenhilfebezieher kann nun durch 
die Darstellung der vorhandenen Entwicklung, basierend auf einer reprä-
sentativen Befragung, beantwortet werden. Die Ergebnisse erlauben auch 
eine Überprüfung der Vorhersagen aus Simulationsanalysen zur Abschät-
zung des Übergangs und zur unterschiedlichen Betroffenheit verschiede-
ner soziodemographischer Gruppen. Darüber hinaus liegen Informationen 
zur Einkommenssituation der Haushalte im November 2005, also 11 Mo-
nate nach dem Inkrafttreten des SGB II, vor. Die Auswertung liefert erste 
Einblicke in die finanzielle Lage von Alg-II-Beziehern sowie zu den mögli-
chen Ursachen der Beendigung der Bedürftigkeit und der damit verbunde-
nen Einkommensänderung. 
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2 Analysen zum Übergang von Arbeitslosenhilfe-
beziehern in das SGB II 
Die Frage nach den finanziellen Auswirkungen der Einführung des SGB II 
für ehemalige Arbeitslosenhilfebezieher ist sowohl aus fiskalischen als 
auch aus verteilungspolitischen Gründen von Interesse. Aus fiskalischer 
Sicht wurden empirische Analysen zum Übergang von Arbeitslosenhilfebe-
zieher in das neue Leistungssystem des SGB II zunächst von der Arbeits-
gruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“ der Kommission zur Reform der Ge-
meindefinanzen (2003) vorgelegt. Die Arbeitsgruppe richtete einen „Ar-
beitskreis Quantifizierung“ ein, der mit der Abschätzung der finanziellen 
Auswirkungen unterschiedlicher Modelle einer Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe beauftragt war. Der Arbeitskreis schätzte, dass 
ca. 15 % der Arbeitslosenhilfeempfänger nicht mehr bedürftig sein wer-
den. Der Wert basiert auf einer Simulation des Leistungsanspruches an-
hand der Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 1998 
(Rudolph 2004).  
Ergebnisse zum Übergang konnte die Statistik der Bundesagentur für Ar-
beit anhand eines Abgleichs von Prozessdaten im Jahr 2005 präsentieren. 
Danach sind von den 2,26 Mio. im Dezember 2004 registrierten Arbeitslo-
senhilfeempfängern 315 Tsd. Personen (ca. 14 %) im Januar nicht als 
Empfänger von Arbeitslosengeld II erfasst gewesen (Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit 2005). Die Bundesagentur schätzt, dass etwa 50 % auf-
grund einer Arbeitsaufnahme oder dem Übergang in den Rentenbezug aus 
dem Leistungsbezug ausgeschieden sind. Die verbleibende Hälfte hat auf-
grund der geänderten institutionellen Rahmenbedingungen keine Leistun-
gen mehr bezogen. Neben der Unsicherheit, dass es neben den reformbe-
dingten Abgängen aus dem Leistungsbezug auch Abgänge aus anderen 
Gründen gibt, enthalten die Ergebnisse der BA eine zusätzliche Unsicher-
heit: Aufgrund unvollständiger bzw. fehlender Datenlieferungen einiger 
SGB-II-Träger müssen die Zahlen für die Bundesebene von der Bundes-
agentur für Arbeit hochgerechnet werden. 
Basierend auf Befragungsdaten wurden Ergebnisse zum Übergang von Ar-
beitslosenhilfebeziehern in das SGB II relativ zeitnah nach dem Inkrafttre-
ten der Reform auch anhand weiterer statischer Simulationsanalysen er-
mittelt. Im Mittelpunkt standen dabei überwiegend Fragen nach den Ver-
teilungswirkungen. Becker und Hauser (2006) untersuchen anhand der 
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Daten der EVS des ersten Halbjahres 2003 und des Sozio-ökonomischen 
Panels (SOEP) (Welle 2003) die Verteilungswirkungen innerhalb des Seg-
mentes der Arbeitslosenhilfebezieher. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass 
die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe Umverteilungs-
wirkungen innerhalb dieser Gruppe zur Folge hat. Dabei überwiegen die 
Einkommensverluste. Es werden zu einem geringeren Teil auch positive 
Einkommenswirkungen festgestellt. Diese treten dann ein, wenn ehemali-
ge Arbeitslosenhilfeempfänger unter dem Existenzminimum lebten und 
ergänzende Sozialhilfe nicht in Anspruch genommen haben. Für etwa 
75 % aller Arbeitslosenhilfeempfänger wurde ein Anspruch nach dem 
SGB II simuliert, etwa ein Viertel scheidet aus dem Leistungsbezug aus. 
Eine Verbesserung der Einkommensposition erreichen immerhin 40 % der 
Arbeitslosenhilfeempfänger. Einkommensverluste erleiden überwiegend 
Arbeitslosenhilfeempfänger mit einem erwerbstätigen Partner. Hier sind 
von den negativen Verteilungswirkungen relativ häufiger Frauen und ost-
deutsche Arbeitslosenhilfebezieher betroffen. Ebenfalls anhand der EVS 
des ersten Halbjahres 2003 simulieren Blos und Rudolph (2005a) einen 
Anteil an Arbeitslosenhilfebeziehern von ca. 17 %, bei denen der Leis-
tungsbezug nicht mehr fortbesteht. Finanziell besser gestellt werden durch 
die Reform ca. 37 % aller Arbeitslosenhilfeempfänger. Die Simulationen 
zeigen ebenfalls, dass insbesondere Paarhaushalte mit Erwerbstätigen von 
der neuen Bedürftigkeitsprüfung stark betroffen sind. Daneben zählen 
auch ältere Arbeitslosenhilfeempfänger, bei denen es häufig Rentenein-
kommen in der Bedarfsgemeinschaft gibt, zu den Verlierern. Arntz et al. 
(2007) untersuchen neben den Verteilungswirkungen auch die Arbeitsan-
gebotseffekte der Hartz-IV-Reform und beschränken sich bei Ihrer Analyse 
nicht nur auf die ehemaligen Arbeitslosenhilfebezieher. Negative Einkom-
menswirkungen der Reform erklären sie hauptsächlich durch Einkom-
mensverluste ehemaliger Arbeitslosenhilfebezieher. Ergebnisse für diese 
Gruppe werden aber nicht ausgewiesen. Strengmann-Kuhn (2003) und 
Schulte (2004) präsentierten Ergebnisse zu den Einkommenswirkungen 
der Hartz-IV-Reform für Arbeitslosenhilfebezieher vor dem Inkrafttreten 
des SGB II. Die Schätzungen beruhen bei Strengmann-Kuhn auf Daten 
des SOEP aus dem Jahr 2001 und bei Schulte auf den Daten der EVS 
1998. Die Simulationsergebnisse zeigen einen Anteil an reformbedingten 
Ausstiegen aus dem Leistungsbezug von ca. 19 % bei Strengmann-Kuhn 
und 25 % bei Schulte. Der Anteil der Haushalte mit Einkommensgewinnen 
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variiert zwischen 18 % bei Strengmann-Kuhn und 40 % bei Schulte. Die 
Ergebnisse der späteren Studien - relativ häufigere Einkommensverluste 
bei Paarhaushalten, insbesondere bei Arbeitslosenhilfeempfängern mit er-
werbstätigem Partner und größere Einkommensverluste in Ostdeutschland 
- werden durch Schulte bereits vorweggenommen. 
Obwohl die einzelnen Simulationsstudien aufgrund z. T. unterschiedlicher 
Daten und einer unterschiedlichen Abbildung der gesetzlichen Bestim-
mungen nicht uneingeschränkt miteinander verglichen werden können, 
weisen sie zusammen eine geringe Ergebnisvariation auf. Der Anteil der 
Arbeitslosenhilfebezieher, deren Leistungsanspruch im SGB II nicht fort-
besteht, reicht von 17 % bis 25 %. Entsprechend dem Konzept der stati-
schen Mikrosimulation berücksichtigen die Ergebnisse keinerlei Verhal-
tensanpassungen bei den betroffenen Personen. Tendenziell ist daher da-
mit zu rechnen, dass der Anteil der ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfän-
ger mit einem fortbestehenden Leistungsanspruch im SGB II höher ist, als 
es die Simulationsergebnisse vermuten lassen. Die Simulationsanalysen 
haben jedoch den Vorteil, dass die Wirkungen der gesetzlichen Änderun-
gen isoliert untersucht werden können. Bei der Analyse der Verlaufsdaten 
aus dem Verwaltungsprozess werden hingegen Abgänge aus dem Leis-
tungssystem nur allgemein beobachtet. Damit kann z. B. auch nicht beur-
teilt werden, wie viele der aus dem Leistungsbezug ausgeschiedenen 
Empfänger aufgrund der neuen gesetzlichen Bestimmungen oder aus an-
deren Gründen keine Leistungen mehr beziehen. Ebenso können die Fol-
gen der Gesetzesänderung nicht für die Personen abgeschätzt werden, die 
im vormaligen System der Arbeitslosenhilfe im Januar erstmalig einen 
Leistungsanspruch erworben hätten (Zugänge in das System). Die für die 
Abschätzung von Verteilungswirkungen auf verschiedene Gruppen interes-
santen Merkmale sind zudem in den Prozessdaten nur unzureichend abge-
bildet. 
Der vorliegende Beitrag präsentiert Ergebnisse, die die tatsächliche Ent-
wicklung zum Jahreswechsel 2004/2005 abbilden und vielfältig nach 
Merkmalen des Arbeitslosenhilfeempfängers und seines Haushaltes diffe-
renziert werden können. Dazu wurde vom Institut für Arbeitmarkt- und 
Berufsforschung die Querschnittsbefragung „Lebenssituation und soziale 
Sicherung 2005“ im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les durchgeführt. Zwischen Ende 2005 und Anfang 2006 wurden SGB-II-
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Leistungsbezieher vom Januar 2005 und ehemalige Arbeitslosenhilfebezie-
her des Jahres 2004 befragt, die zum Januar 2005 keine Leistungen nach 
dem SGB II mehr erhalten haben.  
3 Determinanten des SGB-II-Anspruchs 
In diesem Abschnitt werden die Selektivitätskriterien für die Inanspruch-
nahme von SGB-II-Leistungen und die Folgen für den Anspruch verschie-
dener Gruppen unter den ehemaligen Arbeitslosenhilfebeziehern darge-
stellt. Die Ergebnisse bilden den Ausgangspunkt für die näher zu betrach-
tenden Strukturmerkmale in der empirischen Analyse. Zugleich erkennt 
man an der Erläuterung der Selektionskriterien welche Gruppen unter den 
Arbeitslosengeld-I-Empfängern tendenzielle mit keinem Anspruch auf 
SGB-II-Leistungen nach dem Auslaufen ihres Arbeitslosengeld-I-Anspru-
ches rechnen können. Die Ausführungen beschränken sich auf die wich-
tigsten Neuerungen im Vergleich zur Arbeitslosenhilfe. Für einen umfas-
senderen Überblick vergleiche Tabelle 7 im Anhang sowie Bäcker und Koch 
(2004) und Becker und Hauser (2006). 
Sowohl die Arbeitslosenhilfe als auch die Sozialhilfe waren selektiv ge-
währte Sozialleistungen, d. h. die Inanspruchnahme beider Leistungen 
war durch verschiedene Bedingungen eingeschränkt. Dies gilt ebenso für 
die Grundsicherung nach dem SGB II. Grundsätzlich bedarf es bei nicht 
universell gewährten Leistungen an Methoden, um die Inanspruchnahme 
auf eine Zielgruppe zu beschränken. Mackay (2006) systematisiert dazu 
mögliche monetäre und nicht-monetäre Ansätze in drei Kategorien:  
1. Leistungen werden kategorial gewährt.  
2. Der zustehende Bedarf wird anhand der individuellen Umstände be-
stimmt. 
3. Es erfolgt eine Einkommens- und/oder Vermögensprüfung. 
Zusätzlich sollen im Bereich des SGB II gegenüber den vormaligen Syste-
men verstärkt verhaltensbezogenen Selektionskriterien, etwa die zeit- und 
örtliche Erreichbarkeit, eingesetzt werden. Diese können als ein weiterer 
Ansatz zur Einschränkung der Leistungen auf eine Zielgruppe interpretiert 
werden (Bradbury 2004). In Anlehnung an die Systematik von Mackay 
werden die Folgen der geänderten Bezugsvoraussetzungen für ehemalige 
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Arbeitslosenhilfeempfänger getrennt nach monetären und nichtmonetären 
Bedingungen kurz dargestellt. 
3.1 Nichtmonetäre Bezugsvoraussetzungen 
Während die Sozialhilfe in ihrer Form vor 2005 prinzipiell bis auf Ältere, 
nicht Erwerbsfähige und Auszubildende eine bevölkerungsweite Leistung 
war, handelte es sich bei der Arbeitslosenhilfe um eine gruppenbezogene 
Leistung. Arbeitslosenhilfe erhielt nur, wer sozialversicherungsrechtlich 
anerkannte Vorleistungen nachweisen konnte und arbeitslos war. Da das 
SGB II im Sinne einer Grundsicherung ebenfalls weiter gefasst ist, sind 
keinerlei Folgen für den Leistungsanspruch von Arbeitslosenhilfebeziehern 
aus dieser Änderung zu erwarten. 
3.2 Monetäre Bezugsvoraussetzungen: Bedarfsbemes-
sung 
Der Grundbedarf zum Lebensunterhalt sowie einmalige Bedarfe werden im 
SGB II regelmäßig durch einen seit dem Juli 2006 bundesweit einheit-
lichen Eckregelsatz von 345 € abgegolten. Zur Einführung der neuen 
Grundsicherung betrug der Eckregelsatz in Ostdeutschland 330 €. Zusätz-
lich werden Mehrbedarfe, z. B. für Alleinerziehende, anerkannt. Die Kosten 
für eine angemessene Unterkunft und Heizungskosten werden durch den 
SGB-II-Träger übernommen. Die Leistungen der Arbeitslosenhilfe streuten 
im Jahr 2004 innerhalb einer relativ weiten Spanne von unter 100 € bis zu 
über 1.500 € je Monat (Blos und Rudolph 2005b: 41). Neben der bereits 
in der Arbeitslosenhilfe verankerten Einkommens- und Vermögensprüfung 
war die Art der Leistungsbemessung für diese relativ große Streuung ur-
sächlich: Die Höhe der Arbeitslosenhilfe orientierte sich am zuletzt bezo-
genen individuellen Arbeitsentgelt, womit die Arbeitslosenhilfe Elemente 
einer begrenzten Lebensstandardsicherung enthielt. Bereits die Umstel-
lung auf die Bedarfsorientierung bei der Leistungsbemessung führt bei ei-
nem großen Teil der ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfänger zu einer Än-
derung der Anspruchshöhe, da das SGB II die Sicherung des sozio-kultu-
rellen Existenzminimums zum Ziel hat. Aufgrund relativ hoher Ansprüche, 
begründet durch relativ hohe letzte Arbeitslöhne, könnte diese Änderung 
ältere und gut ausgebildete Arbeitslosenhilfebezieher stärker betreffen. 
Umgekehrt begünstigt die Umstellung auf die Bedarfsorientierung tenden-
ziell jüngere und kinderreiche Haushalte sowie Alleinerziehende. 
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3.3 Monetäre Bezugsvoraussetzungen: Einkommens- und 
Vermögensanrechnungen 
Grundsätzlich ist die Einkommensprüfung im SGB II enger gefasst als in 
der Arbeitslosenhilfe. Die größere Veränderung ergibt sich für Leistungs-
empfänger mit einem erwerbstätigen Partner. Der Freibetrag des erwerbs-
tätigen Partners war von dessen individuellem Einkommen abhängig. Es 
wurde ein Einkommen in Höhe von 80 % der hypothetischen Arbeitslosen-
hilfe (ca. 60 % des Nettoeinkommens), mindestens 80 % des steuerlichen 
Existenzminimums (2004: 637 €) gewährt. In der geänderten Fassung des 
§ 30 SGB II bleiben seit dem 01.08.2005 zunächst 100 € des bereinigten 
Einkommens anrechnungsfrei. Maximal kann ein Freibetrag bei Bedürfti-
gen mit Kindern von 310 € erreicht werden. Die zur Einführung des SGB II 
geltende Regelung fiel noch deutlich ungünstiger aus.1 Ein großer Einfluss 
auf das Fortbestehen des Leistungsanspruches wird daher von der Er-
werbstätigkeit der Personen, die mit dem ehemaligen Arbeitslosenhilfe-
bezieher in einer Bedarfsgemeinschaft leben, ausgehen. Darauf deuten 
bereits die Simulationsanalysen hin. Indirekt könnte dies häufiger Frauen 
treffen, die relativ häufiger einen erwerbstätigen Partner haben. 
Bei der Ermittlung der Leistungshöhe wird das Vermögen der Haushalts-
mitglieder berücksichtigt. Mit dem ersten Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt („Hartz I“) fand zum Januar 2003 das Vermögen 
von Arbeitslosenhilfeempfängern eine stärkere Berücksichtigung bei der 
Bedürftigkeitsprüfung. Zur Vorbereitung der Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe wurden die Vermögensfreibeträge bereits an 
die geplanten Freibeträge im SGB II angepasst. Diesbezüglich sind also 
keine Auswirkungen auf die untersuchte Gruppe der Arbeitslosenhilfeemp-
fänger zu erwarten.  
4 Empirische Analyse des Übergangs von Arbeits-
losenhilfebeziehern in das SGB II 
Die aus dem vorangegangenen Kapitel gewonnen Hinweise, welche Grup-
pen unter Arbeitslosenhilfeempfänger durch die Einführung des SGB II un-
                                                
1  Nach der alten Regelung wurden bei einem Bruttoeinkommen unter 400 € 15 % des 
Nettoeinkommens nicht auf die Transferleistung angerechnet. Zwischen 400 € und 
900 € blieben 30 % und von 900 € bis 1.500 € waren 15 % anrechnungsfrei. Bei mo-
natlichen Bruttolöhnen oberhalb von 1.500 € erfolgt eine vollständige Anrechnung von 
Zusatzverdiensten. Vergleiche auch Cichorek et al. (2005). 
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terschiedlich betroffen sein könnten, werden nun empirisch auf der Basis 
einer repräsentativen Befragung (4.1) untersucht. Im Mittelpunkt der Ana-
lyse steht dabei der Ausstieg aus dem Leistungsbezug aufgrund der geän-
derten rechtlichen Bedingungen. Dazu werden die Arbeitslosenhilfebe-
zieher in SGB-II-Leistungsbezieher und Nichtleistungsbezieher eingeteilt 
(4.2). Die so abgegrenzten Gruppen werden zunächst anhand zentraler 
soziodemographischer Merkmale deskriptiv beschrieben (4.3). Im Rahmen 
eines Logit-Modells wird anschließend die Wahrscheinlichkeit des Über-
gangs in den Leistungsbezug geschätzt. Damit werden die Determinanten 
bestimmt, die für die - nach neuem Recht definierte - fehlende Bedürftig-
keit ursächlich sind (4.4). Die Analyse beschränkt sich auf den Ausstieg 
aus dem Leistungsbezug und vernachlässigt die Untersuchung von Ein-
kommensänderungen bei den weiterhin anspruchsberechtigten Arbeitslo-
senhilfebeziehern. Die gewonnenen Ergebnisse können jedoch auch auf 
die Arbeitslosenhilfebezieher übertragen werden, die weiterhin zum Bezug 
von Leistungen berechtigt bleiben. Positive oder negative Wirkungen auf 
den Verbleib im Leistungsbezug wirken in gleicher Weise auf die Verände-
rung der Leistungshöhe. 
4.1 Datenbasis 
Die Erhebung „Lebenssituation und soziale Sicherung 2005“ fand zwischen 
November 2005 und Anfang 2006 rund ein Jahr nach dem Wechsel von 
dem System der Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur Grundsicherung für Ar-
beitsuchende statt. An der Befragung haben sich ca. 20.000 Personen zwi-
schen 15 und 64 Jahren beteiligt. Befragt wurden erwerbsfähige hilfebe-
dürftige Personen, die Anfang 2005 Leistungen nach SGB II erhalten ha-
ben sowie ehemalige Empfänger von Arbeitslosenhilfe, auch wenn sie im 
Januar 2005 keine SGB-II-Leistungen erhielten. Verzerrungen durch die 
unterschiedliche Erreichbarkeit und Auskunftsbereitschaft der Befragten 
werden durch ein Gewichtungsverfahren ausgeglichen. Die Daten der be-
fragten Arbeitslosenhilfebezieher können für die Bundesrepublik hochge-
rechnet werden.  
4.2 Quantifizierung des Übergangs 
Für die folgenden Auswertungen werden die befragten Arbeitslosenhilfebe-
zieher anhand ihrer Angaben zum Leistungsbezug im Januar 2005 in SGB-
II-Leistungsbezieher und Nichtleistungsbezieher eingeteilt: Insgesamt ge-
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ben hochgerechnet ca. 281 Tsd. Arbeitslosenhilfebezieher vom Dezember 
2004 an, im Januar keine Leistungen nach dem SGB II erhalten zu haben. 
Dies entspricht ca. 15 % aller befragten Arbeitslosenhilfebezieher.2 Um 
den fehlenden Leistungsanspruch und die damit einhergehenden Einkom-
mensänderungen auf die geänderte Gesetzeslage zurückführen zu können, 
müssen andere Ursachen für diese Veränderung, wie z. B. eine Änderung 
der Haushaltsgröße oder die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, möglichst 
isoliert werden. Der Anteil von 15 % wird daher in zwei Gruppen einge-
teilt. Eine Gruppe, die aufgrund von einer Arbeitsaufnahme oder den  
Übergang in den Ruhestand keinen Anspruch auf weitere Leistungen hat-
te. Daneben gibt es die Gruppe, deren Anspruch mit hoher Wahrschein-
lichkeit aufgrund des Systemwechsels erloschen ist. Diese Befragten ge-
ben an, auch im Januar keiner Erwerbstätigkeit nachgegangen zu sein. Ihr 
Anteil an den ehemaligen Arbeitslosenhilfebeziehern beträgt mit 200 Tsd. 
10,7 % (in Westdeutschland 10,1 % und in Ostdeutschland 11,4 %). 
Abbildung 1: Der Übergang von Arbeitslosenhilfebeziehern in das SGB II, in Prozent, 





Kein Bezug von Alg2 und nicht erwerbstätig
Kein Bezug von Alg2 und erwerbstätig oder Rentner
 
Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“; eigene Berechnungen. 
 
                                                
2  Die Zahl der hochgerechneten befragten Arbeitslosenhilfebezieher liegt unter dem 
Eckwert aus der offiziellen BA-Statistik. Ein möglicher Grund hierfür ist, dass in die 
Ziehung auch Arbeitslosenhilfebezieher eingegangen sind, deren Status sich für den 
Dezember bereits geändert hatte, z. B. durch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. 
Auch gibt eine Vielzahl als Arbeitslosenhilfebezieher gezogene Befragten nur den Be-
zug von Arbeitslosengeld (I) im Dezember an. 
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Damit sind insgesamt ca. 70 % der Abgänge aus dem Leistungssystem im 
Januar mit hoher Wahrscheinlichkeit auf die veränderten Selektivitäts-
kriterien zurückzuführen, was der Schätzung der Bundesagentur von 50 % 
(Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2005) relativ nahe kommt. Es 
muss unterstellt werden, dass nicht alle Abgänge aus dem Leistungsbezug 
aufgrund der geänderten Bezugsvoraussetzungen stattgefunden haben. 
Der Anteil an Personen ohne Leistungsanspruch liegt daher wie erwartet 
unter den Schätzungen der statischen Simulationsstudien. Etwa 15 % der 
weiterhin erwerbslosen Personen ohne Leistungsanspruch haben auch kei-
nen Antrag auf Leistungen gestellt. Als Gründe wurden zu hohe Einkünfte 
des Partners (35 %), die Angst davor, eigene Ersparnisse und Einkünfte 
offen legen zu müssen (21 %), zu hohe eigene Einkünfte oder Ersparnisse 
zu haben (18 %) und die Angst vor dem Zwang die eigene Wohnung bzw. 
das eigene Haus aufgeben zu müssen (16 %), genannt (Mehrfachnennun-
gen möglich). 
Nach der Betrachtung des direkten Einführungszeitraums des SGB II stellt 
sich die Frage, ob die aus dem System ausgeschiedenen Arbeitslosenhilfe-
bezieher eventuell bereits nach wenigen Monaten wieder auf staatliche 
Unterstützungsleistungen angewiesen waren. Dazu werden im Folgenden 
nur die 10,7 % der ehemaligen Arbeitslosenhilfebezieher betrachtet, bei 
denen der Ausstieg mit hoher Wahrscheinlichkeit auf geänderte rechtliche 
Bezugskriterien zurückzuführen ist. Betrachtet man deren weitere Ent-
wicklung in den folgenden Monaten, so ergibt sich der in Abbildung 2 dar-
gestellte Verlauf.  
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Abbildung 2: Wiedereintritt in den Leistungsbezug von erwerbslosen Arbeitslosenhilfe-
beziehern* ohne Bezug von SGB-II-Leistungen im Januar 2005, Monat in 



















Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“; eigene Berechnungen;  
* 100%= Arbeitslosenhilfebezieher vom Dezember 2004 ohne Statuswechsel in Rente  
oder Erwerbstätigkeit zum Januar 2005 und ohne SGB II Leistungen im Januar 2005. 
 
Die größten Veränderungen sind in den ersten Monaten zu erkennen. Bis 
März haben weitere 21 Tsd. (10 %) Arbeitslosenhilfeempfänger Leistun-
gen erhalten. Dies kann zum Teil an einer verzögerten Bearbeitung der 
Anträge oder einer verspäteten Antragsstellung liegen. Denkbar ist auch, 
dass Haushalte aufgrund eines zu hohen Vermögens zunächst keinen Leis-
tungsanspruch hatten. Das Vermögen könnte sich jedoch bereits nach 
wenigen Monaten derart reduziert haben, dass die Haushalte wieder be-
dürftig wurden. Bis November haben insgesamt ca. 39 Tsd. Haushalte 
mindestens einmal Leistungen erhalten. Im November beziehen 33 Tsd. 
Haushalte SGB-II-Leistungen.3 Durchschnittlich verlieren die weiterhin ar-
beitslosen ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfänger ohne Leistungsanspruch 
                                                
3  Allerdings geben deutlich mehr Befragte (weitere 34 Tsd.) an, dass ihr Haushalt SGB-
II-Leistungen im November bezieht, während sie den Leistungsbezug für sich persön-
lich in der Befragung verneinen. Diese Information für den Haushalt wird nur für den 
November abgefragt. Würde man also nicht nur die individuelle Ebene betrachten, 
sondern den Haushaltskontext, sinkt die Zahl der Haushalte, die vorher Arbeitslosen-
hilfe und ab 2005 keine SGB-II-Leistungen bezogen, nochmals deutlich. Allerdings 
kann nicht gesagt werden, wer im Haushalt Leistungen bezieht. Möglicherweise identi-
fiziert sich der Befragte nicht mit dem Leistungsbezug oder es gibt im Haushalt meh-
rere Bedarfsgemeinschaften. 
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441 € im Monat. Es kann angenommen werden, dass ein Teil der Haushal-
te den Einkommensverlust durch den Bezug von Leistungen nach dem 
Wohngeldgesetz etwas vermindern kann. Die Höhe der letzten Zahlung an 
Arbeitslosenhilfe betrug bei den Personen mit SGB-II-Leistungsanspruch 
582 € und bei den Abgängen mit Statuswechsel 616 €. Ein Vergleich der 
Werte lässt darauf schließen, dass bei den Arbeitslosenhilfeempfängern, 
die unter den neuen Bedingungen keinen Anspruch mehr hatten, bereits 
andere (Partner)Einkommen vorhanden waren und auf ihren Arbeitslosen-
hilfeanspruch angerechnet wurden. Von den Alg-II-beziehenden Haushal-
ten erreichen ca. 44 % eine Leistungshöhe, die über der vormaligen Ar-
beitslosenhilfe liegt.4 Im Durchschnitt liegt die neue Leistung um ca. 220 € 
über der ehemaligen Arbeitslosenhilfe. Dies entspricht jedoch nicht dem 
Einkommensgewinn durch die Reform, da evtl. vormals bezogenes Wohn-
geld und Sozialhilfe entfallen. 56 % der ehemaligen Arbeitslosenhilfeemp-
fänger beziehen nun eine um durchschnittlich 150 € geringere Leistung. 
Auch hier wird die Einkommensänderung noch durch den Wegfall von 
Wohngeld und Sozialhilfe beeinflusst. 
4.3 Deskriptive Analyse 
Nach der quantitativen Darstellung des Übergangs werden die betroffenen 
Gruppen hinsichtlich ihrer Struktur betrachtet. Der Anteil der Frauen, die 
im Januar zwar arbeitslos aber ohne Anspruch auf SGB-II-Leistungen sind, 
liegt mit 14,9 % deutlich höher als der korrespondierende Wert der Män-
ner mit 7,7 % (vgl. Tabelle 1). 
Tabelle 1: Der Übergang von Arbeitslosenhilfebeziehern in das SGB II  
nach Geschlecht (Zeilenprozent) 
Arbeitslos Statuswechsel*
männlich 87,6 7,7 4,7
weiblich 81,3 14,9 3,8
Alle 85,0 10,7 4,3




Quelle:  IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“;  
eigene Berechnungen.  
 
                                                
4  Einschränkend ist anzumerken, dass nur die Höhe des zuletzt bezogenen Arbeitslo-
sengeldes II abgefragt wurde. Dies ist nahezu ausschließlich nicht die direkt im Janu-
ar, sondern zu einem späteren Zeitpunkt bezogene Leistung. 
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Auch im System der Arbeitslosenhilfe waren Frauen von der Anrechnung 
von Partnereinkommen und damit von fehlender Bedürftigkeit stärker be-
troffen als Männer. Während beispielsweise in den Jahren 2000 und 2002 
der Anteil aller aufgrund von mangelnder Bedürftigkeit abgelehnter Ar-
beitslosenhilfeanträge 37 % bzw. 45 % betrug, wurden aufgrund zu hoher 
Einkünfte des Partners bei weiblichen Antragsstellerinnen 66 % bzw. 71 % 
der Anträge abgelehnt (Berghahn und Wersig 2005). 
Dies ist vor allem auf die ungleiche Erwerbsintegration der Partner in den 
Paarhaushalten zurückzuführen. Frauen haben häufiger einen vollzeiter-
werbstätigen Partner als Männer. Aus Tabelle 2 geht hervor, dass dieser 
Wert bei Frauen mit 41,9 % mehr als doppelt so hoch ist als der Wert bei 
den Männern mit 17,6 %. 















Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“,  
eigene Berechnungen.  
 
Teilzeit und geringfügige Beschäftigung wird hingegen deutlich stärker von 
den weiblichen Partnern wahrgenommen. Immerhin war im Durchschnitt 
in mehr als jedem zweiten Paarhaushalt von Arbeitslosenhilfebeziehern 
auch der Partner nicht erwerbstätig. 
In ähnlicher Deutlichkeit bestätigen die deskriptiven Auswertungen die in 
Kapitel 3.2 aufgestellte Vermutung, dass ältere Arbeitslosenhilfebezieher 
häufiger vom Verlust des Leistungsanspruches betroffen sind. Der Anteil 
der weiterhin erwerbslosen Personen ohne SGB-II-Leistungsbezug im Ja-
nuar beträgt in der Gruppe der unter 25-jährigen 9,0 % und bei den 25- 
bis unter 50-jährigen 9,8 %. Die Gruppe der 50- bis unter 58-jährigen hat 
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hingegen einen überdurchschnittlichen Anteil von 11,6 %. Bei denen die 
58 Jahre und älter sind, beträgt der Anteil 14 %.  
In Tabelle 3 sind die drei Gruppen nach Haushaltstypen aufgegliedert und 
für die beiden Landesteile getrennt dargestellt. Im unteren Tabellenteil 
befindet sich eine gesamtdeutsche Betrachtung.  
Tabelle 3:  Der Übergang von Arbeitslosenhilfebeziehern in das SGB II 
nach Haushaltstyp und Region (Zeilenprozent)* 
Arbeitslos Statuswechsel*
Alleinstehende(r) 90,6 5,6 3,8
Alleinerziehende(r) 92,3 (5,5) (2,2)
Paar ohne Kinder 76,9 16,1 7,0
Paar mit Kindern 79,0 16,2 4,8
Alle 85,4 10,1 4,5
Alleinstehende(r) 93,1 3,9 2,9
Alleinerziehende(r) 95,8 (3,3) (0,9)
Paar ohne Kinder 75,4 18,6 5,9
Paar mit Kindern 76,1 18,7 5,2
Alle 84,5 11,1 4,1
Alleinstehende(r) 91,6 4,9 3,5
Alleinerziehende(r) 94,0 4,4 (1,5)
Paar ohne Kinder 76,1 17,5 6,4
Paar mit Kindern 77,7 17,3 5,0
Alle 85,0 10,7 4,3







Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“, eigene Berechnungen; 
*Werte in Klammern stehen für weniger als 30 Fälle. 
 
Es ist ersichtlich, dass Paarhaushalte überdurchschnittlich oft keinen Leis-
tungsanspruch mehr haben und in Ostdeutschland häufiger Paarhaushalte 
betroffen sind als in Westdeutschland. Bei Alleinstehenden und Alleiner-
ziehenden zeigt sich hingegen ein hoher Anteil an Haushalten, die weiter-
hin anspruchsberechtigt bleiben. Erklärt wird dies durch die im Vergleich 
zu den Anspruchsbedingungen der Arbeitslosenhilfe deutlich verstärkte 
Anrechnung von Einkommen aus Erwerbstätigkeit im SGB II. Das trifft 
insbesondere für die zur Einführung des SGB II geltende Freibetragsrege-
lung zu. Lebt ein ehemaliger Arbeitslosenhilfebezieher im Haushalt zu-
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sammen mit einem (Vollzeit-)erwerbstätigen Partner, sind dort die größ-
ten Einkommensverluste zu erwarten. Diese Konstellation tritt in ostdeut-
schen Paarhaushalten häufiger auf.  
4.4 Spezifikation und Ergebnisse der Logit-Schätzung 
Die in der deskriptiven Analyse gewonnenen Hinweise zur unterschiedli-
chen Betroffenheit von Arbeitslosenhilfebeziehern durch die neuen gesetz-
lichen Bestimmungen werden anhand einer Logit-Schätzung überprüft. Die 
abhängige Variable nimmt dabei den Wert 1 an wenn der ehemalige Ar-
beitslosenhilfebezieher im Januar keine Leistungen erhält und zudem er-
werbslos ist. Diese Gruppe wird den weiterhin anspruchsberechtigten Ar-
beitslosenhilfebeziehern gegenübergestellt. Arbeitslosenhilfebezieher, die 
im Januar aus der Arbeitslosigkeit in einen anderen Status wechselten, 
werden also nicht mehr betrachtet. Zur Erklärung werden die Variablen 
aufgenommen, bei denen die deskriptive Analyse Hinweise auf größere 
Unterschiede in der Betroffenheit, ausgedrückt durch den fehlenden Leis-
tungsanspruch, ergab (vgl. Tabelle 4).  
Tabelle 4:  Variablenauswahl (Zeilenprozente, Mittelwert) 
Abhängige Variable:









jünger als 30 30 bis unter 45 45 bis unter 55 55 und älter
Alter (Jahre) 13,9% 42,6% 27,9% 15,6%
Alleinstehend Alleinerziehend Paar ohne Kind(er) Paar mit Kind(er)
Haushaltstyp im 












Vollzeitbesch. Teilzeitbesch. geringf. Besch. Rentner Arbeitslos bzw. ohne Partner
Status des Partners im 









(Mittelwert  der Kreise)
14,0%
N=9.083  
Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“, eigene Berechnungen.  
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Zusätzlich wird je eine Dummy-Variable zum Besitz von Wohneigentum 
und zum Vorhandensein von Unterhaltsverpflichtungen aufgenommen. 
Der Besitz von Wohneigentum wurde bereits bei der Berechnung des Ar-
beitslosenhilfeanspruchs geprüft und kann daher eigentlich nicht für den 
Verlust des Leistungsanspruchs ursächlich sein. Er wurde jedoch häufig als 
Grund dafür genannt, warum kein Antrag gestellt wurde und wird deshalb 
aufgenommen. Bestehende Unterhaltsverpflichtungen mindern das anre-
chenbare Einkommen und könnten so die Wahrscheinlichkeit, weiterhin 
Leistungen zu beziehen, erhöhen. 
Als weitere erklärende Variablen werden der formale höchste Bildungsab-
schluss des Arbeitslosenhilfebeziehers und die regionale Arbeitslosenquote 
auf Kreisebene aufgenommen.5 Ein niedriger Bildungsabschluss könnte für 
eine geringere Anspruchshöhe im System der Arbeitslosenhilfe, aufgrund 
eines vormals geringeren Verdienstes, stehen. Der Übergang auf die Be-
darfsorientierung könnte für diese Personen mit weniger Einkommensver-
lusten verbunden sein. Damit würde der Einfluss auf die Wahrscheinlich-
keit des Ausstiegs negativ ausfallen. Die regionale Arbeitslosenquote soll 
die regionale Lage am Arbeitsmarkt abbilden. Ist diese besonders positiv, 
kann der Arbeitslosenhilfeempfänger evtl. mit einer baldigen Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit rechnen. Dies kann sich negativ auf die Entschei-
dung, einen Antrag zu stellen, auswirken. Entsprechend ist mit einem ne-
gativen Zusammenhang zwischen der regionalen Arbeitslosenquote und 
der Wahrscheinlichkeit des Ausstiegs zu rechnen. Die Schätzergebnisse 
sind der Tabelle 5 zu entnehmen. Es sind die Koeffizienten der Schätzung 
angegeben, deren Richtung und Signifikanz interpretiert werden kann. Die 
Schätzungen werden für Männer und Frauen in Ost- und Westdeutschland 
getrennt durchgeführt.  
                                                
5  Der formale Bildungsabschluss wird in drei Gruppen zusammengefasst: 1. Niedrig: 
Kein Schulabschluss, Sonderschulabschluss, einfacher und qualifizierender Haupt-
schulabschluss. 2. Mittel: Realschulabschluss. 3. Hoch: Abitur, Fachhochschulreife. 
IABDiscussionPaper No. 24/2007   
 
22










Alter (Referenz: 31 bis unter 45 Jahre)
jünger als 31 Jahre -0,039 -0,197 0,409* 0,110
[-0,568 ; 0,490] [-0,790 ; 0,396] [-0,045 ; 0,863] [-0,601 ; 0,821]
46 bis unter 55 Jahre 0,248 0,063 0,217 0,303
[-0,148 ; 0,645] [-0,289 ; 0,415] [-0,145 ; 0,578] [-0,192 ; 0,799]
55 Jahre und älter 0,556** 0,375 0,317 1,001***
[0,011 ; 1,102] [-0,108 ; 0,858] [-0,120 ; 0,753] [0,396 ; 1,620]
Haushaltstyp (Referenz=Alleinstehend)
Alleinerziehend -0,105 -0,342 0,030 -
[-0,742 ; 0,532] [-1,100 ; 0,415] [-1,148 ; 1,207] -
Paar ohne Kind(er) 0,145 0,262 0,484** -0,386
[-0,464 ; 0,755] [-0,283 ; 0,807] [0,026 ; 0,943] [-1,087 ; 0,315]
Paar mit Kind(er) 0,787*** 0,366 0,418** -0,113
[0,211 ; 1,362] [-0,206 ; 0,938] [0,017 ; 0,818] [-0,809 ; 0,584]
Bildung² (Referenz=Mittel)
Niedrig -0,259 -0,381*** -0,250 -0,475**
[-0,617 ; 0,0993] [-0,671 ; -0,090] [-0,609 ; 0,111] [-0,891 ; -0,059]
Hoch -0,300 -0,072 0,187 -0,480
[-0,770 ; 0,169] [-0,657 ; 0,512] [-0,263 ; 0,637] [-1,202 ; 0,242]
Status des Partners (Referenz= erwerbsloser Partner bzw. ohne Partner)
Vollzeitbeschäftigter 2,046*** 2,244*** 1,721*** 2,468***
[1,556 ; 2,536] [1,893 ; 2,594] [1,262 ; 2,181] [1,837 ; 3,099]
Teilzeitbeschäftigter -0,108 0,510 0,513** 1,332***
[-1,192 ; 0,976] [-0,812 ; 1,832] [0,039 ; 0,986] [0,557 ; 2,107]
geringf. Beschäftigter ( 0,687 ) ( 0,582 ) 0,073 1,033
[-0,766 ; 2,139] [-0,694 ; 1,858] [-0,941 ; 1,087] [-0,225 ; 2,290]
Rentner 1,374*** 1,759*** 0,169 1,893***
[0,654 ; 2,095] [1,277 ; 2,243] [-0,925 ; 1,262] [1,050 ; 2,736]
Wohneigentum 1,309*** 0,957*** 0,894*** 0,675***
(dummy, 1=Ja) [0,947 ; 1,670] [0,710 ; 1,204] [0,549 ; 1,239] [0,263 ; 1,090]
Unterhaltsverpflichtungen 0,0357 0,120 0,402** 0,284
(dummy, 1=Ja) [-0,544 ; 0,615] [-0,446 ; 0,685] [0,008 ; 0,796] [0,312 ; 0,881]
regionale Arbeitslosenquote -0,0313 -0,020 -0,053* 0,002
[-0,087 ; 0,025] [-0,055 ; 0,014] [-0,106 , 0,000] [-0,053 ; 0,056]
Konstante -2,668*** -2,781*** -2,692*** -3,425***





   249
0,2567
2.191
   459
0,2540
2.522
   225
0,1059
1.824
   157
0,1862
Abhängige Variable: Kein SGB-II-Leistungsbezug im Januar 2005 und erwerbslos; Koeffizienten.
Alle Angaben beziehen sich auf den Dezember 2004
95 % Konfidenzintervall in Klammern; * [**] (***) statistisch signifikant auf dem 10 Prozent [5 Prozent] (1 Prozent) Niveau. 
Koeffizienten in Klammern stehen für eine Fallzahl von weniger als 30 in dieser Ausprägung. ²Definition der 
Bildungsvariablen: Niedrig: Kein Schulabschluss, Hauptschulabschluss; Mittel: Realschulabschluss; 
Hoch: (Fach-)Hochschulreife.  
Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“, eigene Berechnungen.  
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Einen positiven Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit des Ausstiegs hat die 
Erwerbstätigkeit des Partners (Vollzeit) im Vergleich zur Referenzgruppe. 
Dieser Zusammenhang zeigt sich in allen vier Gruppen. Der ebenfalls posi-
tive Effekt der Teilzeitbeschäftigung des Partners wird hingegen erwar-
tungsgemäß nur bei Männern ersichtlich. Einen erhöhenden Effekt auf die 
Wahrscheinlichkeit, dass im Januar keine Leistungen mehr bezogen wer-
den, zeigt auch der Koeffizient für den Rentenbezug des Partners. Dies gilt 
allerdings nicht für Männer in Westdeutschland. Dieses Ergebnis dürfte ein 
Resultat der höheren Erwerbsbeteiligung ostdeutscher Frauen in der Ver-
gangenheit und daraus resultierenden höheren Rentenansprüchen in der 
Gegenwart sein. 
Für Frauen und Männer in Westdeutschland gilt, dass Paare mit Kindern, 
für westdeutsche Männer auch Paare ohne Kinder, im Vergleich zu Allein-
stehenden ebenfalls eine höhere Wahrscheinlichkeit des Ausstiegs vorwei-
sen. Generell könnte bei Paarhaushalten im Vergleich zu Alleinstehenden 
häufiger von weiteren, im Haushalt vorhandenen Einkommen oder Erspar-
nissen ausgegangen werden. Betrachtet man die Ergebnisse in Tabelle 5 
so zeigt sich dieser positive Effekt aber nur für westdeutsche Paare. 
Liegen Unterhaltsverpflichtungen vor würde man ein negatives Vorzeichen 
des Koeffizienten erwarten. Dies wird durch die Ergebnisse nicht bestätigt. 
Überraschenderweise liegt an dieser Stelle für westdeutsche Männer sogar 
ein signifikant positiver Koeffizient vor. Die Wahrscheinlichkeit im Januar 
2005 keine Leistungen mehr zu beziehen, ist für diese Gruppe bei Vorlie-
gen von Unterhaltsverpflichtungen also signifikant höher als ohne. Für den 
Besitz von Wohneigentum zeigt sich für alle untersuchten Gruppen ein 
signifikanter Einfluss. Arbeitslosenhilfebezieher, die im eigenen Haus oder 
in der eigenen Wohnung leben, haben eine deutlich höhere Wahrschein-
lichkeit keine Leistungen mehr zu beziehen. Interessant ist dieses Ergeb-
nis, da Wohneigentum bereits im System der Arbeitslosenhilfe berücksich-
tigt wurde (vgl. Tabelle 7 im Anhang). Dass hier trotzdem ein signifikanter 
Einfluss vorliegt dürfte zum einen daran liegen, dass die Betroffenen auf-
grund der Angst vor der Aufgabe des Wohneigentums keinen Antrag ge-
stellt haben. Zum anderen schmälert Wohneigentum auch im neuen Sys-
tem den zustehenden Bedarf.  
Bei den Altersgruppen würde man einen signifikant positiven Effekt für die 
älteren Teilgruppen, im Vergleich zur Referenzgruppe, erwarten. Dieser 
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positive Einfluss der höchsten Altersgruppe ist aber nur für westdeutsche 
Frauen und ostdeutsche Männer signifikant nachweisbar.  
Gering qualifizierte Männer und Frauen aus Ostdeutschland haben im Ver-
gleich zu den Arbeitslosenhilfebeziehern mit mittlerem Bildungsabschluss 
eine geringere Wahrscheinlichkeit des Ausstiegs aus dem Leistungsbezug. 
Sie könnten einen geringeren Einkommens- oder Vermögenshintergrund 
im Haushalt haben. Denkbar ist auch, dass sich der Übergang von einer 
begrenzten Lebensstandardsicherung in der Arbeitslosenhilfe zur Siche-
rung des Existenzminimums im SGB II bei dieser Gruppe nicht sehr stark 
auswirkt, da sie bereits über relativ geringe Arbeitslosenhilfeansprüche 
- aufgrund geringerer Erwerbseinkommen - verfügt haben könnten. Für 
die hohen Bildungsabschlüsse zeigt sich jedoch kein umgekehrter Effekt. 
Ebenso ist der Koeffizient des niedrigen Bildungsniveaus für westdeutsche 
Männer und Frauen zwar negativ aber nicht signifikant.  
Die regionale Lage am Arbeitsmarkt hat nur für die Gruppe der westdeut-
schen Männer einen schwach signifikanten negativen Koeffizienten und 
entspricht damit, in dieser Gruppe, den oben genannten Erwartungen. 
5 Einkommensanalyse 
Die bisherigen Auswertungen bezogen sich auf den Zeitpunkt zur Einfüh-
rung der neuen Grundsicherung im Januar 2005. In diesem Kapitel wird 
der Blick auf Veränderungen der Einkommen in den Arbeitslosenhilfehaus-
halten erweitert. Es wird zudem nicht mehr die Situation kurz nach der 
Einführung des SGB II, sondern elf Monate später zum November 2005 
betrachtet. Alle Auswertungen beziehen sich auf das anhand der neuen 
OECD-Skala berechnete Äquivalenzeinkommen.6 Es basiert auf dem in der 
Befragung angegebenen Haushaltsnettoeinkommen.7  
                                                
6 Um die Haushaltseinkommen in Single-Äquivalente umzurechnen wird auf das Konzept 
des Äquivalenzeinkommens zurückgegriffen und jedem Haushaltsmitglied ein Äquiva-
lenzgewicht zugeordnet. Die neue OECD-Skala ordnet der Bezugsperson bzw. Single-
haushalten ein Gewicht von 1, weiteren Haushaltsmitgliedern ab 15 Jahren ein Ge-
wicht von 0,5 und allen anderen Haushaltsmitgliedern ein Gewicht von 0,3 zu. Vgl. 
ausführlich Becker und Hauser (2003). 
7 Ausgeschlossen werden von den Einkommensanalysen Haushalte ohne festen Wohn-
sitz und ohne gültige Angaben für das Haushaltsnettoeinkommen sowie Fälle mit ei-
nem Äquivalenzeinkommen unter 50 € oder über 4.500 €. Für das Jahr 2004 werden 
8 % und für das Jahr 2005  3,4 % aller Arbeitslosenhilfehaushalte ausgeschlossen. Al-
le Angaben sind gewichtet dargestellt. 
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Das durchschnittliche Äquivalenzeinkommen aller ehemaligen Arbeitslo-
senhilfebezieher hat sich von 640 € im Dezember 2004 (Westdeutschland: 
648, Ostdeutschland: 631) auf 649 € im November 2005 (Westdeutsch-
land: 667, Ostdeutschland: 630) leicht erhöht. Die Differenzierung nach 
dem Geschlecht des Arbeitslosenhilfeempfängers zeigt nahezu keine Un-
terschiede im Haushaltseinkommen. Der Gini-Koeffizient hat sich im be-
trachteten Zeitraum von 0,207 auf 0,211 ebenfalls etwas erhöht, was auf 
eine leichte Zunahme der Einkommensungleichheit hindeutet. Neben re-
formbedingten Einkommensverlusten gibt es bis zum November 2005 un-
ter den ehemaligen Arbeitslosenhilfebeziehern auch Abgänge aus dem 
Leistungsbezug, die zum Teil mit deutlichen Einkommenszuwächsen ver-
bunden sind. Die beschriebene Entwicklung ist daher zu erwarten. Die aus 
dem SOEP ermittelte relative Armutsschwelle in Höhe von 50 % des mitt-
leren äquivalenzgewichteten Haushaltsnettoeinkommens der privaten 
Haushalte in Deutschland betrug im Jahr 2005  708 € (Statistisches Bun-
desamt 2006). Vergleicht man die Werte, liegen die Arbeitslosenhilfehaus-
halte sowohl 2004 als auch 2005 unterhalb der relativen Armutsschwelle. 
Ein differenzierteres Bild der Einkommenssituation zeigt sich, wenn man 
die Haushalte getrennt nach Haushalten mit und ohne Bezug von SGB-II-
Leistungen betrachtet. Im November 2005 beziehen ca. 80 % der Haus-
halte der ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfänger Leistungen nach dem 
SGB II, davon ca. 78 % aller ostdeutschen und ca. 81 % aller westdeut-
schen Haushalte. Sie haben im November 2005 ein durchschnittliches  
Äquivalenzeinkommen in Höhe von 592 €. Es liegt unter dem Wert aus 
dem Dezember 2004 von 608 €. Die Haushalte ohne Leistungsempfänger 
hingegen erreichen im November ein Einkommen von 873 €. Sie hatten 
bereits im Dezember mit 767 € ein höheres Einkommen. Während sich bei 
der Leistungsempfängergruppe die Einkommenssituation verschlechtert, 
verbessert sie sich bei den Haushalten, die im November keine Leistungen 
beziehen im Durchschnitt um 106 €. Sie lagen bereits im System der Ar-
beitslosenhilfe etwas über der 50 %-Armutsschwelle und überschreiten 
diese im November nun deutlicher.  
Um Hinweise auf die Ursachen der Einkommensänderungen zu gewinnen, 
ist in Tabelle 6 der Status des ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfängers im 
November 2005 zusammen mit den Einkommen abgetragen. Die größte 
Gruppe bilden Arbeitslose, deren Haushalt im November SGB-II-Leistun-
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gen bezieht. Ihr Einkommen ist durchschnittlich um 28 € gesunken, wobei 
die Einkommensverschlechterung neben anderen Gründen auch mit den 
neuen Leistungssystem in Verbindung gebracht werden kann.  
Tabelle 6:  Veränderung des Haushaltsnettoeinkommens zwischen Dezember 
2004 und November 2005 (Äquivalenzeinkommen nach neuer 









änderung  bis Nov. 
2005
Voll- oder Teilzeitbeschäftigung 745 € +278 € 599 € +83 €
Geringfügige Beschäftigung (gfB) 797 € +32 € 628 € 0
Arbeitslos 779 € -26 € 612 € -28 €
1-€-Job - - 589 € +13 €
Beschäftigung schaffende Maßnahmen* 706 € +131 € 604 € +33 €
Rentner 832 € +132 €
Alle 767 € +106 € 608 € -16 €
Tätigkeit des ehemaligen 
Arbeitslosenhilfebeziehers im 
November 2005
Haushalt bezieht kein Alg II in 11/05 Haushalt bezieht Alg II in 11/05
 
* Unter den Beschäftigung schaffenden Maßnahmen sind ABM, Ich-AG und Beschäftigung in einer Personal-
Service-Agentur zusammengefasst. 
Quelle: IAB-Studie „Lebenssituation und Soziale Sicherung 2005“, eigene Berechnungen.  
 
Die größte positive Veränderung (+278 €) zeigt sich bei den Haushalten, 
in denen der ehemalige Arbeitslosenhilfeempfänger eine Beschäftigung 
aufgenommen hat und der Haushalt nun keine Leistungen mehr bezieht. 
Sie erreichen ein Äquivalenzeinkommen von 1.023 € im November. Dane-
ben gibt es weitere voll- oder teilzeitbeschäftigte ehemalige Arbeitslosen-
hilfeempfänger deren Haushalt weiterhin im Leistungsbezug verbleibt. Sie 
machen ca. 28 % aller voll- oder teilzeitbeschäftigten Arbeitslosenhilfe-
empfänger aus. Die Einkommensgewinne fallen bei dieser Gruppe mit 83 € 
deutlich geringer aus und sie verfügten bereits im Dezember über ein ge-
ringeres Einkommen. Die Aufnahme der Erwerbstätigkeit führt bei dieser 
Gruppe nicht zur Beendigung des Leistungsbezuges im Haushalt und mit 
682 € schaffen sie auch nicht den Sprung über die Armutsschwelle. Deut-
lich unterscheiden sich die ehemaligen Arbeitslosenhilfebezieher, die im 
November einer Erwerbstätigkeit nachgehen, von den verbleibenden Ar-
beitslosenhilfebeziehern hinsichtlich des Alters. 36,8 % der Erwerbstätigen 
sind zwischen 30 und 39 Jahre alt, während diese Altersgruppe insgesamt 
mit 25,9 % vertreten ist. Keine großen Abweichungen zeigen sich für die 
jüngeren Altersgruppen. Älter als 50 Jahre sind insgesamt 32,9 %, unter 
den Erwerbstätigen allerdings nur noch 14,5 %. Betrachtet man den for-
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malen Bildungsabschluss, zeigt sich, dass Arbeitslosenhilfebezieher mit 
höheren Bildungsabschlüssen unter den Erwerbstätigen leicht überreprä-
sentiert sind. 
Weitere nennenswerte Einkommenszuwächse haben ehemalige Arbeitslo-
senhilfebezieher ohne SGB-II-Leistungsbezug, die nun einer geförderten 
Beschäftigung nachgehen oder eine gesetzliche Rente beziehen. Auch sie 
liegen im November über der Armutsschwelle. Die weiterhin arbeitslosen 
ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfänger ohne SGB-II-Leistungen im Haus-
halt haben im Durchschnitt mit -26 € nur eine geringe Einkommensver-
schlechterung. Vermutlich konnten einige Haushalte den Wegfall der Ar-
beitslosenhilfe durch zusätzliche Einkommen, z. B. durch Erhöhung des 
Einkommens des Partners oder durch den Bezug von Wohngeld, teilweise 
kompensieren. Zu beachten ist auch, dass in der Kategorie „Arbeitslos“ 
auch geringfügige Beschäftigung enthalten ist, wenn der Befragte beides 
genannt hat. In beiden Gruppen könnten Arbeitslose ihr Einkommen also 
auch durch eine geringfügige Beschäftigung erhöht haben. Die beschrie-
benen Zusammenhänge zeigen sich in ähnlicher Weise für ost- und west-
deutsche Haushalte. Allerdings fallen die Einkommensgewinne bei den 
Haushalten mit einer positiven Einkommensentwicklung in Westdeutsch-
land deutlich stärker aus, dies betrifft überwiegend Haushalte, in denen 
der Arbeitslosenhilfeempfänger nun einer Erwerbstätigkeit nachgeht. Um-
gekehrt fallen die Einkommensverluste bei ostdeutschen Haushalten, in 
denen der Arbeitslosenhilfeempfänger weiterhin ohne Beschäftigung ist, 
stärker aus. Insgesamt geht die Erhöhung des durchschnittlichen Äquiva-
lenzeinkommens zwischen den beiden betrachteten Zeitpunkten haupt-
sächlich auf die westdeutschen Haushalte zurück.  
6 Fazit 
Der Beitrag zeigt, in welchen Bereichen sich die im Vergleich zur Arbeits-
losenhilfe geänderten Selektivitätskriterien der Grundsicherung für Arbeit-
suchende besonders niederschlagen. Damit kann die Frage nach den kurz-
fristigen Einkommenswirkungen der Hartz-IV-Reform für ehemalige Ar-
beitslosenhilfebezieher beantwortet werden. Im Januar 2005 bezogen ca. 
15 % der Arbeitslosenhilfeempfänger vom Dezember keine SGB-II-Leis-
tungen. Davon vermutlich zwei Drittel aufgrund der geänderten An-
spruchsbedingungen. Unter den weiterhin Anspruchsberechtigten erreich-
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ten ca. zwei Fünftel einen Leistungsanspruch, der über ihrer vormaligen 
Arbeitslosenhilfe liegt. Allerdings entfallen für einige Haushalte nun Wohn-
geld und u. U. auch Sozialhilfeleistungen. Die geänderten Regelungen bei 
der Anspruchsprüfung haben negative Folgen für Arbeitslosenhilfeempfän-
ger in Paarhaushalten. Hier sind häufiger anrechenbare Einkommen, ins-
besondere Erwerbs- und Renteneinkommen, vorhanden. Negativ betroffen 
sind auch ältere Arbeitslosenhilfebezieher und Besitzer von Wohneigen-
tum. Beide könnten über einen höheren Vermögenshintergrund verfügen. 
Zudem wirkt sich bei beiden Eigenschaften die Umstellung auf eine pau-
schalisierte Bemessung der Leistungshöhe tendenziell negativ aus. Frauen 
und ostdeutsche Arbeitslosenhilfeempfänger haben häufiger keinen An-
spruch. Die Ergebnisse aus Simulationsstudien wurden von den in diesem 
Beitrag ermittelten Ergebnissen sowohl hinsichtlich der Quantifizierung als 
auch hinsichtlich der abgebildeten Strukturen bestätigt. Unter der Berück-
sichtigung, dass sie z. T. auf älteren Daten aufbauen und keine Verhal-
tensänderungen berücksichtigen, erklärt sich auch, dass die Einkommens-
verluste tendenziell überschätzt werden. Dies betrifft sowohl die Vorher-
sagen, wie viele Arbeitslosenhilfeempfänger ihren Leistungsanspruch ver-
lieren, als auch die Einkommensverluste unter den weiterhin anspruchsbe-
rechtigten Haushalten. 
Die Ergebnisse haben gezeigt, welche Gruppen unter den Arbeitslosenhil-
feempfängern von den geänderten rechtlichen Bedingungen betroffen 
sind. Sie zeigen aber auch, welche Gruppen nach Beendigung ihres An-
spruches auf Arbeitslosengeld I tendenziell – im Vergleich zur Arbeitslo-
senhilfe – häufiger mit keinen weiteren Unterstützungsleistungen rechnen 
können. Ein Blick auf die Einkommensanalyse macht deutlich, dass diese 
Haushalte gering über der Armutsschwelle leben. Haushalte, in denen der 
Arbeitslosenhilfeempfänger ebenfalls arbeitslos ist, der Haushalt aber Leis-
tungen bezieht, leben hingegen unter der relativen Armutsschwelle. Be-
rücksichtigt man noch, dass sich auch die Inanspruchnahme des Arbeitslo-
sengeldes II durch Haushalte, die unter dem Existenzminimum lebten, 
gegenüber der vormaligen Sozialhilfe erhöht hat (Blos 2006), zeigen sich 
Umverteilungswirkungen am unteren Ende der Einkommensverteilung. 
Deutlich wurde ebenfalls, dass beschäftigte ehemalige Transferempfänger 
ein deutlich höheres Einkommensniveau erreichen. Versagt bleibt das re-
lativ häufiger älteren und gering qualifizierten Arbeitslosenhilfeempfän-
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gern. Eine Beschäftigung hingegen muss nicht mit der Unabhängigkeit von 
Unterstützungszahlungen einhergehen. Ein Teil der Befragten, die einer 
Erwerbstätigkeit nachgehen, bezieht zusätzlich Arbeitslosengeld II. Be-
zieht man alle Befragten mit ein, weisen Erwerbstätige mit Leistungsbezug 
eine geringere wöchentliche Arbeitszeit und einen geringeren durch-
schnittlichen Arbeitslohn auf. Neben den zu geringen Verdiensten kann 
auch ein erhöhter Bedarf für die Bedürftigkeit im Vergleich zur Gruppe oh-
ne Leistungsbezug ursächlich sein. Dies scheint sich tendenziell ebenfalls 
zu bestätigen, wenn die Haushaltsstruktur der Erwerbstätigen betrachtet 
wird. Während fünf Prozent der Erwerbstätigen ohne Leistungsbezug al-
leinerziehend sind, beträgt dieser Anteil unter den erwerbstätigen Leis-
tungsempfängern 18 %. Paare ohne Kinder sind mit einem Anteil von ca. 
30 % - gegenüber 15 % unter den erwerbstätigen Leistungsbeziehern - 
hingegen deutlich häufiger nicht im Leistungsbezug. Zusammenfassend 
zeigen diese ersten Auswertungen zur zeitlichen Entwicklung der Einkom-
menssituation, dass sich die Zusammenhänge zwischen der Veränderung 
des Haushaltseinkommens, dem Verbleib in Bedürftigkeit und Verände-
rungen im Haushalt sehr komplex darstellen, was genauere Analysen er-
fordern wird. 
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Tabelle 7: Vergleich von Arbeitslosen-, Sozialhilfe und Alg II 
2005
Sozialhilfe Arbeitslosenhilfe Arbeitslosengeld II
Gesetzlich formuliertes 
Ziel
-Garantie einer würdigen Lebensführung
-Unterstützung der Eigenständigkeit
Überbrückung von 
Einkommensausfällen während der 
Arbeitslosigkeit
-Stärkung der Eigenverantwortung
-Unterstützung bei der Auf-
nahme oder Beibehaltung einer 
Erwerbstätigkeit
-Sicherung des Lebensunterhaltes
Leitprinzip Armutsvermeidung   Eingeschränkte Lebensstandardsicherung Armutsvermeidung
Methode Persönliche Hilfe, Geld- und Sachleistungen Geldleistung Persönliche Hilfe, Geld- und Sachleistungen
Leistungsbemessung Gesetzlich definierter Bedarf des Haushalts Orientierung am zuletzt bezogenen individuellen Arbeitsentgelt Gesetzlich definierter Bedarf des Haushalts
Bezugseinheit Alle Haushalte Arbeitslose Personen




Hilfebedürftigkeit, kein Anspruch auf 
vorrangige Leistungen
Arbeitslos gemeldet, Bezug von 
Arbeitslosengeld innerhalb des letzten 
Jahres vor der Antragsstellung, 
Hilfebedürftigkeit
Erwerbsfähigkeit,
Hilfebedürftigkeit, kein Anspruch auf 
vorrangige Leistungen
Einkommensbegriff
Umfasst grundsätzlich alle Einkommen, 
wichtige Ausnahmen: Erziehungsgeld, 
Pflegegeld
Umfasst grundsätzlich alle Einkommen, 
wichtige Ausnahmen: Erziehungsgeld, 
Wohngeld, Pflegegeld, Kindergeld, 
Eigenheimzulage
Umfasst grundsätzlich alle Einkommen, 




Freibetrag in Abhängigkeit des erzielten 
Nettoeinkommens, mind. 74 €, 
max. 148 €
Leistungsbezieher:
Freibetrag in Abhängigkeit des die 
Arbeitslosenhilfe um 20 % übersteigenden 
Nettoeinkommens, mind. 165 €
Partner: Freibetrag in Höhe seiner 
hypothetischen Arbeitslosenhilfe, mind.
 80 % des steuerlichen Existenzminimums
Freibetrag in Abhängigkeit des erzielten 
Nettoeinkommens, mind. 100 €, 
max. 310 € (seit 1.07.2005)
Berücksichtigte 
Einkommen
Einkommen des Partners, der Kinder und 
Eltern Einkommen des Partners
Einkommen des Partners und der 
minderjährigen Kinder
Vermögensbegriff Umfasst grundsätzlich jedes verwertbare Geld- und Sachvermögen
Umfasst grundsätzlich jedes verwertbare 
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